
II- 9.8 der Beilagen zu den steno3raphischen Protokollen des Natinnak;zhS 

XIII. Gesetzgebungsperiode 

PräS.: __ ~' Dez. 1971 No.' !!9/J 
J 

t, ~il .LJ:' 1_'" ;::, ,>' e L_ ~ b 

der Abgeordneten ])r.:B:ITNBR, 11:cGDJJSBU:::WER, VmSTREICI-IER 

und Genossen 

an den Bundesminister für Finanzen 

betreffencl Fal1lilien12~stel18.usgleichsfonds 

Die Einft1hrung der Schulfahrtbeihilfe hat zu einer Reihe von neuen 

J3enachteiligungen für Schiller aus entfernt gelegenen Uohngebieten 

geführt, v/eil diese in dsr Regel keine I1assenbGförderungsmittel 

im IJinienverkehr,. sondern Schulbusse benützen müssen. Diese werden 

aber entvJeder von Gemeinden oder}!;l ternvereinigungen rui t Hilfe von 

pri Veden Verkehrsunternehlllungen organisiert. Schüler, welche 

solche Ochulbllsse benützen, ,erhalten keine Freifahrscheine , sondern 

.... mi.h::;sen die J:12.h::ctlcosten vorerst selber bezahlen, wenn nicht die 

Gemeinde die Kosten vo:r:erst übernimmt. ])adm:ch ergibt sich eine 

große Ungleichkeit in der Behandlung der Schüler, die vor allem 

die .P:rnw-i;en der e:ntlegenen Gebiete trifft. 

lias gleiche gilt für Schüler, \v-elche in1'o18e ihrer entfernten 

-';'lo11nla(;;e einen ueuen Viohnort a.Jn 3chulort (Internat) begründen müssen. 

vIei ters ist f'estzustellen, daß aus dem Fe.milienlastenausgleich 

Euch die Schulf2.hrt1:Jeihilfe .für Kinder der öffentlich Bediensteten I 

vergütet werden, obwohl diese Gebietskörperschaften - Bund, Bundes­

länder, Gemeinden ab 2000 Ein\'lOhner und Spi t8.1seI'hal ter keine 

Bei trä.ge an den }T'amilienle.stenausgleichsfonds entrichten. 

Um hier zu ei:oer sozi2-l ge:rechten Lösung zu kOffiIJlen, richten die 
; 

unterfertigten Abgeordneten an den Herrn Bundesministe:::- .folgende 

Lufre.ge: 

'1) Sehen Sie eine IvIöglichkei t mit .solchen Verkehrsunternehmen 

oder Gemeinden, \'lelche Schulbusse fUhren müssen, Verträge laut 

§ 30 f des 1"'c.r~lilienlastel1cmi361eichsgcsetzes ab:~uschließen, 
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damit Kinder, \1e1che nur solche Schulbusse Denützenkönne n, 

ebenfalls in de:n GenuB der E;chi.:i.lerfreifahrscheine kommen? 

2) '\'!enn nein, vrarum nicht? 

3) Sind Sie bereit - \'lenn 110tvlendig - eine entsprechende Gesetzes­

l1.ovelle zu be8,ntr8,gen, de.mi t das in Punkt 1 geforderte Ziel 

erreicht we:i.:'den kann? 

L1-) -Herden Sie daft5.r eintreten, daß die Österreichische Bundesbahn 

und die Öster:ceichische Bundespost eine Tarifregelung erle,ssen, 

darni t Schüler und ,studenten, "leIche Anspruch auf die 507~ er­

mäßigte Schülerfahrkarte haben, diese kostenlos erhalten und 

eine dicekte Verrechnung m'lischen der Bunc1esbc,hn bzvl.der Post­

verwaltung und dem FinanzministeriwIl erfolgt? 

5) 11enn nein, - Vl8.rum nicht? 

6) vfie hoch vlerc1en die Eins:pa:eungen angeschätzt, "'leIche sich fi.ir 

Bund, Bundesläncler, Gemeinden ab 2000 EinvlOhner und Spi tals­

er_haI ter o.ao.1.11:'ch ergeben, daß diese keine Beiträge an den 

Farnilienlas-'cenausgleichfonds entrichten? 

7) Für wieviel Ki:nder von Bediensteten del' unter 5 genannten 

Gebietskörperschaften \-"erden schätzungsv\'eise Schülerfahrtbeihilfen 

zu bezfüllen sein? 

8) l'lie hoch vrird der gesamte Betrag angecJchätzt, (ier hicfür 8.ufzu­

viond€-I1 ist? 

(; 
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